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Satzung GEmeinnütziges Netzwerk für UmweltKranke e.V. (GENUK e.V.) 

vom 16.10.2010, geändert am 26.11.2011, Eintragung am 21.03.2012, 
geändert am 26.04.2014, geändert am 22.11.2014, geändert am 14.01.2017

Präambel 

Das ,,GEmeinnützige Netzwerk für UmweltKranke’’ wurde gegründet zum Schutz von 
Mensch und Gesundheit. Es versteht sich als Netzwerk engagierter Einzelpersonen und 
unabhängiger Selbsthilfeorganisationen, Wissenschaftler, Ärzte, Techniker und 
Naturwissenschaftler. Es möchte sich für eine bessere Ursachenforschung, Diagnostik, 
Therapie und Anerkennung von Erkrankungen einsetzen, die nach umweltmedizinischen 
Gesichtspunkten erwiesenermaßen oder höchstwahrscheinlich durch Umweltfaktoren 
ausgelöst werden. Dazu gehören die im Anhang zu dieser Satzung beispielhaft 
aufgeführten, von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) anerkannten Krankheiten. Das
Netzwerk ist interdisziplinär und deutschlandweit tätig und setzt sich für Umweltschutz 
als Gesundheitsschutz für Menschen ein. Der Gesundheitsschutz bezieht sich im 
Wesentlichen auf alle Gefahren und Schädigungen durch chemische, biologische und 
physikalische Umweltfaktoren. Das Netzwerk hat das Ziel der Prävention zur Erhaltung 
und Förderung der Gesundheit im ganzheitlichen Sinne (Ottawa-Charta 1986 „Gesundheit
für alle“). 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen ,,GEmeinnütziges Netzwerk für UmweltKranke’’ (GENUK).
Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden; nach der Eintragung erhält der Name 
den Zusatz „e.V.“ 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2  Zweck des Vereins
 
Zweck des Vereins ist 

1. die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen 
Gesundheitspflege;

2. die Förderung der Selbsthilfearbeit in den Mitgliedsorganisationen, um die 
Lebensqualität der erkrankten Menschen zu erhöhen; 

3. die Organisation der Kooperation der Mitglieder und gemeinsamer Aktivitäten, die über
den Bereich der Einzelmitglieder hinausgehen; 

4. die gemeinschaftliche Interessenvertretung der Umwelterkrankten gegenüber der 
Öffentlichkeit, dem Gesundheitswesen und der Politik, um die medizinische Versorgung, 
die soziale Sicherung und die Anerkennung von durch Umweltfaktoren ausgelösten 
Erkrankungen zu verbessern; 

5. die Interessenvertretung der Umwelterkrankten in Zusammenarbeit mit anderen 
Verbänden und Organisationen mit gleichen oder ähnlichen Zielen, auch auf 
internationaler Ebene, sowie den anerkannten freien Wohlfahrtsverbänden unter Wahrung
der Eigenständigkeit der Mitgliedsorganisationen;

6. die Organisation von Fortbildungs- und Vortragsveranstaltungen über umweltbedingte 
Erkrankungen, Sensibilisierung der Öffentlichkeit für umweltbedingte Erkrankungen, 
insbesondere auch Aufklärung über die Gefährlichkeit von chemischen, biologischen 
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und physikalischen Umweltfaktoren und deren Wirkung auf den menschlichen 
Organismus, auch im Sinne des Verbraucherschutzes; 

7. Aufklärung der Öffentlichkeit über Umweltgifte als entscheidende Ursache von 
Umwelterkrankungen und damit Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung, die 
auch für die Lebensqualität zukünftiger Generationen erhebliche Bedeutung hat;

8. Aktivierung der Bürger mit dem Ziel, ihren Beitrag zur Verhinderung und Beseitigung 
von Umwelt- und Gesundheitsgefahren zu leisten;

9. Förderung von Wissenschaft und Forschung und Organisation von Kontakten zu 
Medizinern, der Forschung, der Lehre, der Politik und des Gesundheitswesens, um auf die
Gesundheitsgefahren durch Schadstoffe aufmerksam zu machen, die Anerkennung von 
durch Umweltfaktoren ausgelöste Erkrankungen durchzusetzen und den dadurch 
erkrankten Menschen eine angemessene medizinische Therapie zukommen zu lassen. 

10. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

a) Beschaffung und Bereitstellung von Informationsmaterial über Gesundheitsgefahren 
und Krankheiten für die Erkrankten und die Allgemeinheit; 

b) Organisation von Fortbildungs- und Vortragsveranstaltungen; 

c) Aufklärung der Öffentlichkeit über Umweltgifte als entscheidende Ursache von 
Umwelterkrankungen i. S. d. Verbraucherschutzes.

d) Aktivierung der Bürger mit dem Ziel, ihren Beitrag zur Verhinderung und Beseitigung 
von Umwelt- und Gesundheitsgefahren zu leisten; 

e) Organisation von Kontakten zu Medizinern, der Forschung, der Lehre, der Politik und 
des Gesundheitswesens; 

f) Interessenvertretung der Umwelterkrankten in Zusammenarbeit mit anderen 
Verbänden und Organisationen mit gleichen oder ähnlichen Zielen unter Wahrung der 
Eigenständigkeit der Mitgliedsorganisationen.

§ 3  Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 

3. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Finanzierung, Mitgliedsbeiträge, Haftung 

1. Der Verein finanziert sich durch Mitgliedsbeiträge, öffentliche Mittel und Geld- und 
Sachspenden. 

2. Höhe, Fälligkeit und Zahlungsmodalitäten des Mitgliedsbeitrags werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt. 

3. Die Verwaltung und Verwendung des Vereinsvermögens sowie genauere Vorschriften 
zu den Spenden werden durch eine von der Mitgliederversammlung zu beschließende 
Finanzordnung geregelt. 
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4. Für sämtliche Verbindlichkeiten des Vereins haftet er ausschließlich mit seinem 
Vermögen.

§ 5 Formen der Mitgliedschaft 

1. Das „GEmeinnütziges Netzwerk für UmweltKranke“ hat ordentliche Mitglieder und 
Fördermitglieder. 

2. Ordentliches Mitglied kann eine aus mindestens fünf von Umwelterkrankungen 
betroffenen Personen bestehende SHG/Organisation/Verein werden, deren Erkrankung 
nach umweltmedizinischen Gesichtspunkten erwiesenermaßen oder wahrscheinlich durch 
Umweltfaktoren ausgelöst wurde und die sich für die Verwirklichung des Vereinszwecks 
gemäß § 2 einsetzen will. Weiterhin kann eine Organisation ordentliches Mitglied werden,
wenn sie gleiche oder ähnliche Zweckrichtungen verfolgt wie die in § 2 genannten.
Ordentliches Mitglied kann auch jede Einzelperson sein, die die Verwirklichung des 
Vereinszwecks in Absprache mit dem Vorstand in GENUK-Bereichen, Arbeitsgruppen oder 
definierten thematischen Arbeitszusammenhängen aktiv und kontinuierlich verfolgen 
möchte.
Ordentliche Mitglieder haben Stimmrecht. 

3. Fördermitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, die bereit ist, die 
Ziele und Aufgaben von GENUK e.V. durch Beiträge oder Spenden zu fördern.
Fördermitglieder haben kein Stimmrecht. 

§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Für die Aufnahme als Mitglied bedarf es eines schriftlichen Antrages. Der 
Aufnahmeantrag einer SHG, einer Organisation oder Vereins bedarf des Nachweises der 
Legitimation durch die Mitglieder in Form eines Beschlussprotokolls zum 
Aufnahmeantrag. 

2. Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Die Entscheidung 
wird dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt. Ablehnungen müssen nicht begründet 
werden. Gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages kann Einspruch innerhalb von 4 
Wochen eingelegt werden. Hält der Vorstand an der Ablehnung der Aufnahme fest, wird 
über die Aufnahme in der nächsten Mitgliederversammlung durch einfache 
Stimmenmehrheit entschieden.

§ 7  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Ordentliche Mitglieder im Sinne von § 5 Absatz 2 verfügen über alle Rechte und 
Pflichten eines Vollmitgliedes im Sinne des Vereinsrechts, insbesondere haben sie 
Stimm-, Rede- und Antragsrecht auf den Mitgliederversammlungen.

Juristische Mitglieder sind verpflichtet, ihre regelmäßige durchschnittliche Gruppengröße 
dem Vorstand nachzuweisen.

2. Ordentliche Mitglieder sind verpflichtet, ihrer Beitragspflicht nachzukommen. Mitglieder
haben eine Treuepflicht gegenüber dem Verein, sie müssen die Interessen des Vereins 
fördern und vereinsschädigendes Verhalten unterlassen. Es wird von den ordentlichen 
Mitgliedern die grundsätzliche Bereitschaft zur Mitwirkung an der Verwirklichung der 
Vereinsziele erwartet.

3. Jedes Mitglied hat das Recht zu jeglichem Engagement im Sinne der Satzung, dessen 
Ergebnisse dem Vorstand mitzuteilen sind.
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§ 8 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet 
a) durch Austritt, 
b) durch Streichung von der Mitgliederliste 
c) durch Ausschluss, 
d) mit dem Tod, wenn es sich bei dem Mitglied um eine natürliche Person handelt, 
e) durch Auflösung oder Aufhebung, sofern es sich bei dem Mitglied um eine juristische 
Person oder einen sonstigen Personenverband handelt.
 
2. Der Austritt ist jederzeit möglich und erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vorstand. Er wird mit Zugang der Austrittserklärung wirksam. Gezahlte 
Mitgliedsbeiträge werden nicht anteilig zurückgezahlt. 

3. Ist ein Mitglied nach zweimaliger erfolgloser Mahnung im Abstand von 6 Wochen 
weiterhin mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrags im Rückstand, so kann der Vorstand es 
von der Mitgliederliste streichen. Die Streichung ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 
Das Mitglied kann dagegen innerhalb von 4 Wochen Einspruch erheben, worüber die 
nächste Mitgliederversammlung entscheidet. Näheres regelt die Finanzordnung. 

4. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (z. B. Vereinsschädigendes Verhalten, 
Beleidigung eines anderen Vereinsmitglieds, Nichtzahlung der Mitgliedsbeiträge, Störung 
des Vereinsfriedens auf Dauer, unehrenhaftes Verhalten) kann der Vorstand ein Mitglied 
nach schriftlicher Anhörung aus dem Verein mit sofortiger Wirkung ausschließen.
Gegen den Ausschluss kann das betroffene Mitglied innerhalb einer Frist von 4 Wochen 
Einspruch einlegen, über den die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. Der 
Mitgliederversammlung ist der Einspruch des Betroffenen zu verlesen bzw. mitzuteilen.

5. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlischt auch sofort jede Amtsträgerschaft für das 
Vereinsamt, das das Mitglied innehatte.

§ 9 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vorstand und der Beirat.
Auf Beschluss der Mitgliederversammlung können weitere Organe, Einrichtungen und 
Beratungsgremien geschaffen werden.

§ 10 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie tritt auf Einberufung
des Vorstandes mindestens einmal im Jahr zusammen. 
Unabhängig davon hat der Vorstand unverzüglich eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn mindestens 30 % der Mitglieder dies 
schriftlich unter Beifügung einer konkreten Beschlussvorlage nebst Begründung 
beantragen. 

2. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich unter Wahrung einer 
Einladungsfrist von mindestens vier Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der 
Tagesordnung. Mit der Tagesordnung sind sämtliche Beschlussvorlagen sowie die zur 
Meinungsbildung erforderlichen Unterlagen zu übersenden. Sofern dies versäumt wird, 
sind die Beschlussanträge analog den Anträgen zu behandeln, die erst auf der 
Mitgliederversammlung gestellt werden. Die Einladungsfrist beginnt an dem Tag zu 
laufen, der auf das Datum des Poststempels oder der Absendung der E-Mail folgt. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte dem 
Netzwerk bekannt gegebene Adresse oder E-Mailadresse des Mitgliedes gerichtet war. 

3. Jedes ordentliche Mitglied und jedes Vorstandsmitglied kann bis spätestens eine 
Woche vor der Mitgliederversammlung schriftlich beantragen, dass die Tagesordnung um 
weitere Punkte ergänzt wird. Über die Zulassung von Anträgen auf Ergänzung der 
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Tagesordnung, die erst auf der Mitgliederversammlung selbst gestellt werden, kann nur 
verhandelt werden, wenn die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
zustimmt. 

4. Die Mitgliederversammlung wird auf der Grundlage einer von ihr zu beschließenden 
Geschäftsordnung geleitet und protokolliert. Das Protokoll ist von dem Protokollführer 
und dem Versammlungsleiter zu unterzeichnen und innerhalb von 4 Wochen nach der 
Versammlung allen Mitgliedern zu übersenden. 
Beschlüsse von längerfristiger Bedeutung sind in ein Beschlussbuch einzutragen. 

5. Über die Zulassung von Gästen zur Mitgliederversammlung entscheidet der Vorstand. 

6. Beschließt die Mitgliederversammlung die Einführung, Änderung oder Aufhebung einer 
Vereins- oder Geschäftsordnung im Sinne von § 11 Absatz 2.e), so ist die geltende 
Fassung der jeweiligen Ordnung innerhalb von drei Monaten nach der Versammlung allen 
Mitgliedern zu übersenden.

§ 11 Kompetenzen der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht 
ausdrücklich und ausschließlich dem Vorstand zugewiesen sind. 

2. Ihr obliegt insbesondere 
a) die Entlastung, Wahl und Abwahl des Vorstandes, bestehend aus dem Vorsitzenden, 
zwei Stellvertretern, einem Schriftführer und dem Rechnungsführer (= satzungsmäßiger 
Vorstand) sowie die jährliche Wahl von 2 Kassenprüfern; 

b) die Entgegennahme und Genehmigung der Jahrestätigkeits- und 
Jahresabschlußberichte; 

c) die Beschlussfassung über die Höhe des Mitgliedsbeitrages; 

d) die Entscheidung über Satzungsänderungen (vorbehaltlich § 13 Abs. 4 c); 

e) die Entscheidung über die Einführung, Änderung oder Aufhebung einer Geschäfts- und
Wahlordnung für die Mitgliederversammlung, einer Finanzordnung und einer 
Schiedsordnung; 

f) die Beschlussfassung über die (Nicht-) Aufnahme oder den Ausschluss eines Mitgliedes 
in den Fällen des § 6 Abs. 2; 

g) die Bestellung und Abberufung eines Geschäftsführers auf Antrag des Vorstandes; 

h) die Entscheidung über die Auflösung des Vereins; 

i) die Entscheidung über alle sonstigen Fragen, die ihr vom Vorstand zur Entscheidung 
vorgelegt werden.

§ 12 Stimmrechte, Beschlussfähigkeit und erforderliche Mehrheiten 

1. Stimmberechtigt sind ordentliche Mitglieder im Sinne von § 5 Abs. 2. Gruppen werden 
durch ihre Gruppenleiter bzw. ihre Stellvertreter im Verein und in der 
Mitgliederversammlung vertreten. Gruppenleiter bzw. Stellvertreter werden dem 
Vorstand spätestens zum 31.12. eines jeden Jahres benannt. Bei Verhinderung kann eine
Ersatzperson aus der Gruppe bevollmächtigt werden. Stimmberechtigt sind darüber 
hinaus die Mitglieder des Vorstandes im Sinne von § 13 Absatz 1.
Mehrfachvertretungen sind ausgeschlossen. 

2. Jedes antrags-, stimm- und wahlberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Übersteigt die 
Gruppengröße eines juristischen Mitglieds 14 Mitglieder, hat diese Gruppe zwei 
stimmberechtigte Vertreter.
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3. Die Mitgliederversammlung entscheidet durch Beschluss. Sie ist unabhängig von der 
Zahl der erschienen Stimmberechtigten beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen wurde (§ 10 Abs. 2). 

4. Die Mitgliederversammlung beschließt grundsätzlich mit einfacher Mehrheit. 

5. Beschlüsse über Satzungsänderungen, auch über Änderungen des Vereinszwecks, 
bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten. 

6. Ein Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf der Zustimmung von mindestens 
80 % der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten. 

7. Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Hat 
niemand eine solche Stimmenmehrheit erhalten, findet zwischen den beiden Kandidaten, 
die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Das Nähere regelt die 
Geschäfts- und Wahlordnung der Mitgliederversammlung. 

§ 13 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Stellvertretern, die den Vorstand
im Sinne von § 26 BGB darstellen und einzelvertretungsberechtigt sind. Weiterhin 
gehören dem Vorstand an ein Schriftführer und ein Rechnungsführer.
Wer Tätigkeiten im Dienst des Vereins ausübt, kann hierfür auf Grund eines 
entsprechenden Vorstandsbeschlusses eine angemessene Vergütung erhalten.

2. Der Vorstand wird für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt bis zur Wahl eines 
neuen Vorstandes im Amt. Wiederwahlen sind zulässig.

3. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Vorstand das
Recht auf Selbst-Ergänzung (Kooptation) durch Berufung eines neuen 
Vorstandsmitgliedes. Die Zahl der auf diese Weise berufenen Vorstandsmitglieder darf 
höchstens zwei betragen. Allerdings ist der Vorstand auch dann bis zu einer sofort 
einzuberufenden MV beschlussfähig, wenn nicht mehr sämtliche nach der Satzung 
erforderlichen Vorstandsämter besetzt sind. Die Amtszeit endet mit der nächsten 
Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversammlung wählt ein neues Vorstandsmitglied 
für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds.

4. Dem Vorstand obliegt 

a) die Führung der laufenden Vereinsgeschäfte; 

b) die Einberufung und Leitung der Mitgliederversammlung, deren Protokollierung, sowie 
die Vorbereitung und Umsetzung ihrer Beschlüsse; 

c) die Vornahme von Satzungsänderungen, soweit sie aus formalen Gründen von einer 
Justiz- oder Finanzbehörde unaufschiebbar verlangt werden; 

d) die Aufnahme und der Ausschluss von Mitgliedern sowie die schriftliche Dokumentation
und jährliche Überprüfung der Mitgliedschaften; 

e) die Einwerbung finanzieller Mittel, sowie deren Verwaltung und Vergabe auf Grundlage 
einer von der Mitgliederversammlung zu beschließenden Finanzordnung; 

f) die ordnungsgemäße Buchführung zur Vorlage bei dem Finanzamt und den öffentlichen
Geldgebern; 

g) die Beschlussfassung über den Haushaltsplan; 

h) die Vorlage und Erläuterung von Jahrestätigkeits-, Kassen- und Jahres-
abschlussberichten in der Mitgliederversammlung; 

i) die Liquidation des Vereins im Falle seiner Auflösung.

j) die Einrichtung von GENUK-Bereichen, Arbeitsgruppen oder definierten thematischen 
Arbeitszusammenhängen.

6



Gründungssatzung vom 16.10.2010, geändert am 26.11.2011, geändert am 26.04.2014, geändert am 22.11.2014, 
geändert  am 14.01.2017           Seite 7

5. Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder 
fernmündlich gefasst werden, sofern alle Vorstandsmitglieder nachweislich an der 
Beschlussfassung beteiligt wurden.

6. Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand eine Geschäftsstelle 
unterhalten sowie einen von der Mitgliederversammlung berufenen Geschäftsführer und 
weitere Geschäftsstellenmitarbeiter einstellen. Sofern die Erfüllung der dem Vorstand 
obliegenden Aufgaben es darüber hinaus nach Art oder Umfang erfordert, kann er im 
Einzelfall auch Dritte mit der Aufgabenerfüllung beauftragen und ihnen dafür 
Vertretungsvollmacht erteilen. 

§ 14  Beirat 

1. Dem Beirat obliegt die fachliche Beratung und Unterstützung des Vereins und seiner 
Gremien. 

2. Dem Beirat können Personen angehören, die vom Vorstand berufen werden. Die 
Abberufung eines oder mehrerer Beiratsmitglieder durch den Vorstand ist jederzeit 
möglich.

3. Der Beirat benennt aus seiner Mitte einen Koordinator, der zugleich Ansprechpartner 
für den Vorstand ist. Der Koordinator oder andere Mitglieder des Beirates haben das 
Recht, an Mitgliederversammlungen mit Rede- und Antrags-Recht teilzunehmen.

4. Dem Zweck des Beirats entsprechend sollen seine Mitglieder exponierte Vertreter des 
Gesundheitswesens und/oder Forscher, bzw. Mediziner mit Tätigkeitsschwerpunkt 
Umwelterkrankungen, Naturwissenschaftler aus den Bereichen Chemie, Biologie oder 
Physik sowie Rechtsanwälte sein.

§ 15  Schiedsklausel 

1. Streitigkeiten 
a) zwischen einem oder mehreren Vereinsorgan auf der einen Seite und einem oder 
mehreren Mitgliedern auf der anderen Seite, 
b) zwischen oder innerhalb von Organen, 
c) zwischen Mitgliedern aufgrund ihrer Mitgliedschaft sowie 
d) Streitigkeiten über die Rechtswirksamkeit und/oder die Auslegung von Satzungsrecht 
oder Vereinsordnungen,
werden durch ein Schiedsgericht nach Maßgabe der durch die Mitgliederversammlung zu 
beschließenden Schiedsordnung entschieden. 

2. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

§ 16  Auflösung des Vereins 

1. Ein Beschluss der Mitgliederversammlung über die Auflösung des Vereins bedarf der 
Zustimmung von mindestens 80 % der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder. 

2. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des 
Vorstandes (§ 13 Abs. 1) gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere
steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung des öffentlichen 
Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege. 
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